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§ 30/2 ZPO erteilt

In umseits bezeichneter Rechtssache erheben die klagenden Parteien gegen das Urteil zur GZ 26 Cg 125/06b verbunden mit GZ 26 Cg 101/06y des Landesgerichts für ZRS Wien, dem Klagevertreter am 05.03.2007 zugestellt, innerhalb offener Frist nachstehende

B E R U F U N G

an das Oberlandesgericht Wien.

Das Urteil wird insofern zur Gänze angefochten, als es gegen die Kläger im verbundenen Verfahren 26 Cg 125/06b nämlich Herrn George Bentley und Trevor Mantle abgewiesen wurde. Als Berufungsgrund wird unrichtige Beweiswürdigung und unrichtige rechtliche Beurteilung geltend gemacht. 
Gegenständlicher Fall betrifft die Entziehung des Gemäldes Amalie Zuckerkandl von Gustav Klimt während der Nazizeit und die Verweigerung der österreichischen Regierung dieses Gemäldes gemäß dem KunstrückgabeG zurückzustellen. Mit dem angefochtenen Schiedsspruch verletzte das Schiedsgericht Ordre public und Rechtsprechung, wenn es den Anspruch der Kläger verweigert das Gemälde an diese zurückzustellen.

Der Einfachheit halber wird nachstehender unbestrittener Sachverhalt nochmals kurz zusammengefasst, wobei zwei Dokumente aus dem Schiedsverfahren nochmals der Berufung beigelegt werden, da die Vermutung nahe liegt, dass das Erstgericht den gesamten Schiedsgerichtsakt trotz Antrag der klagenden Partei nicht beigeschafft hat. Zusätzlich wird noch das Gutachten von Univ.-Prof. Dr. Georg Graf NZ 03/2007, der Kokoschkabrief vom 02.04.1941, das Schreiben der Alpenländischen Treuhand- und Revisionsgesellschaft m.b.H vom 10.06.1940 sowie das Testament von Ferdinand Bloch-Bauer vom 08.10.1942 vorgelegt.
Unbestritten ist, dass Ferdinand Bloch-Bauer Eigentümer des Gemäldes Amalie Zuckerkandl, gemalt von Gustav Klimt, war. Ferdinand Bloch-Bauer floh im März 1938 und es wurde sein gesamtes Vermögen im Zuge eines Sicherstellungsauftrages vom 14. Mai 1938 von der Steuer- und Finanzbehörde beschlagnahmt.
Festzuhalten ist weiters, dass Ferdinand Bloch-Bauer im März 1938 aus Österreich geflohen ist und Zeit seines Lebens nicht mehr dorthin zurückkehrte. Die Liquidation seines Eigentums wurde vom österreichischen Nationalsozialisten Dr. Erich Führer übernommen, so dass die Übergabe des Gemäldes somit nur durch Dr. Erich Führer erfolgt sein kann. Ob Dr. Erich Führer auf Ersuchen von Ferdinand Bloch-Bauer agierte oder auch nicht, ist vollkommen unbekannt. Fest steht nur, dass Ferdinand Bloch-Bauer das Gemälde nicht übertragen hätte, wenn ihn nicht das Regime des Nationalsozialismus gezwungen hätte,  aus dem Land  zu fliehen. Diesem Umstand ist sich auch das Schiedsgericht bewusst, wenn es auf Seite 16 des Schiedsspruchs festhält, „ dass ohne die Ereignisse nach 1938 alle Dinge eine andere Wendung genommen hätten.“

Am 28. Jänner 1939 fand im Haus von Ferdinand Bloch-Bauer in 1010 Wien, Elisabethstraße 18, eine Begehung statt, bei der das klagsgegenständliche Gemälde Amalie Zuckerkandl von Gustav Klimt in einem Aktenvermerk des Institut für Denkmalpflege als im Haus befindlich aufgelistet war (Bericht von Dr. Zykan vom 02. Februar 1939).
Am 24.03.1943 wurde die endgültige Liquidierung der Sammlung Bloch-Bauer amtlich festgestellt (Aktenvermerk des Institutes für Denkmalpflege vom 24. Februar 1943).
Im Zeitraum zwischen Dezember 1940 und zu Beginn des Jahres 1943 ist das klagsgegenständliche Gemälde in den Besitz von Dr. Vita Künstler gekommen. Durch eine Schenkung von Frau Dr. Künstler wurde die Republik am 17.03.1988 Eigentümerin des Gemäldes. 

Lediglich der Ordnung halber sei hier festgehalten, dass für die Feststellung des Schiedsgerichtes, wonach das Gemälde von Ferdinand Bloch-Bauer an Minni Müller-Hoffmann (Amalie Zuckerkandls Tochter) übergeben worden sein soll, überhaupt kein Beweis vorliegt. Vita Künstler führte in ihren Aufzeichnungen lediglich an, dass sie das Gemälde von Minnis Ehemann Wilhelm Müller-Hoffmann gekauft habe. Weiters gibt es noch die Aussage von Ruth Pleyer, die angab, dass ihr Frau Minni Müller-Hoffmann im Alter von 98 Jahren gesagt hätte, „dass der Herr Bloch-Bauer aus dem Exil dafür gesorgt hat, dass dieses Bild ihrer Familie zurückgegeben wird.“ Beides ist jedoch kein Beweis dafür, wie das Gemälde wirklich aus dem Haus Ferdinand Bloch-Bauers in der Elisabethstraße 18  gekommen ist und was die Absichten Ferdinand Bloch-Bauers waren, wenn er die Verfügung tatsächlich veranlasst haben sollte.
Ein eingesetztes Schiedsgericht stellte dennoch unter Negierung der Beweislastverteilung (dazu später) in seinem Schiedsspruch vom 07.05.2006 fest, dass die „Übergabe des Bildes aus der Sammlung Bloch-Bauer an die Familien Zuckerkandl- Müller-Hoffmann, freiwillig, also auf die private Beziehung von Amalie Zuckerkandl motivierte Veranlassung Ferdinand Bloch-Bauers erfolgte“ und in diesem Vorgang keine Entziehung im Sinne des Nichtigkeitsgesetzes zu Lasten des Vermögens von Ferdinand Bloch-Bauer vorliege. 

Diese Entscheidung betrifft jedoch nicht die erörterten Tatsachen, zumal überhaupt kein Beweis für die Feststellung des Schiedsgerichtes vorliegt, dass Ferdinand Bloch-Bauer das Gemälde auf Grund der Freundschaft zu Amalie Zuckerkandl ausgerechnet freiwillig an Minni Müller-Hoffmann hätte übergeben sollen. Ebenso kann das Schiedsgericht nicht erklären, wieso er das Bild nach zehn Jahren Eigentum ohne Zusammenhang mit dem Anschluss nun hätte hergeben sollen. Selbst wenn eine Schenkung erfolgt sein sollte, erklärt das Schiedsgericht nicht schlüssig, dass diese nicht mit den Folgen des Anschlusses, insbesondere der noch desolateren finanziellen Situation Amalie Zuckerkandls, einherging und wie dies mit Ferdinand Bloch-Bauers beschränktem Zugang zu seinem Eigentum korreliert. Vielmehr noch legte das Schiedsgericht seiner Feststellung lediglich eine Vermutung zugrunde und zwang in Missachtung der Beweislastumkehr den Erben Ferdinand Bloch-Bauers die Beweislast auf. In keinem einzigen Fall seit 1945 waren die Opfer des Nationalsozialismus gezwungen nachzuweisen, was genau mit ihrem Eigentum passiert ist, nachdem sie aus dem Land fliehen mussten. So einen Beweis zu verlangen, wie es das Schiedsgericht getan hat, stellt eine Verletzung des Ordre public und eine Wiederholung der ursprünglichen Vermögensliquidation in der Zeit des Nationalsozialismus dar.
1. Zur Abweisung der Klage wegen mangelnden Aktivlegitimation der Kläger
Das erkennende Gericht hat die Klage mit der Begründung abgewiesen, dass diese nur von zwei Klägern eingebracht wurde, die 25 % der Erbengemeinschaft bilden. Das Gericht beruft sich dabei auf die Entscheidung des OGH 4 Ob 227/01p (EvBl 2002/86).

In der obgenannten Entscheidung klagen wie in gegenständlichem Fall nicht alle Erben, sondern nur zehn von dreizehn, auf Aufhebung eines Vertrages und es wird die Klage wegen mangelnder Aktivlegitimation abgewiesen. Dies wird jedoch nicht damit begründet, dass nicht die gesamte Erbengemeinschaft geklagt hat, sondern damit, dass die Anfechtung eines Vertrages im Zuge des Verlassenschaftsverfahren hätte durchgeführt werden müssen und sich die Kläger nicht bemüht hatten, dieses einzuleiten. Eine solche Klage wäre laut Begründung des OGH nur im Rahmen des Verlassenschaftsverfahrens möglich gewesen.

Der dieser Entscheidung zu Grunde liegende Sachverhalt hat nichts mit dem klagsgegenständlichen Fall gemeinsam und ist daher als Begründung für die Abweisung der Klage untauglich.

Der erkennende Senat berücksichtigt auch nicht, dass es sich im gegenständlichen Verfahren um kein Verlassenschaftsverfahren handelt, sondern um eine Anfechtung auf Grund eines Schiedsverfahrens.

Weiters führt der erkennende Senat als Begründung für die Abweisung der Klage wegen mangelnder Aktivlegitimation der Kläger die Entscheidung 6 Ob 1512/88 (RdW 1988, 388) an.  In dieser Entscheidung scheiterte jedoch die Klage eines Mitgliedes einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts vor einem Schiedsgericht daran, dass es keine wirksame Schiedsgerichtsvereinbarung aller Gesellschafter gegeben hat.

Im gegenständlichen Fall waren jedoch sämtliche Rechtsnachfolger von Todes wegen an der Schiedsvereinbarung beteiligt und es trifft die zitierte Entscheidung nicht auf die Klage auf Aufhebung des Schiedsspruches zu.​

Die einzige Entscheidung, die auf diesen Fall anwendbar ist, ist die Entscheidung des Obersten Gerichtshofs zur Zahl 6 Ob 741/81. In diesem Urteil bejaht der OGH selbst für den Fall der notwendigen Streitgenossenschaft die Möglichkeit der Einbringung einer Wiederaufnahmsklage durch jeden Streitgenossen. Da die Nichtigkeitsklage rechtsdogmatisch mit der Wiederaufnahmsklage gleichzuhalten ist und auch in der ZPO im fünften Teil unter dem Titel Nichtigkeits -  und Wiederaufnahmsklage behandelt wird, gibt es keinen Grund die gegenständliche Klage anders zu beurteilen und wegen mangelnder aktiver Klagslegitimation abzuweisen.

2. Unrichtige Sachverhaltsdarstellung aufgrund unrichtiger rechtlicher Beurteilung als Verstoß gegen den Ordre public 
Wie das Erstgericht richtig ausführt, ist ein Schiedsspruch nach § 595 Abs. 1 ZPO aufzuheben, falls dieser mit den Grundwertungen der österreichischen Rechtsordnung unvereinbar ist. 

Der Kreis der durch die Rechtsordnung geschützten Grundwertungen ist zwar enger als der Bereich des zwingenden Rechts. Es werden darunter vor allem die tragenden Grundsätze des Straf-, Privat- und Prozessrechtes, aber auch des öffentlichen Rechts verstanden (Stohanzl, ZPO15 § 595 E 31). Die gegenständliche Entscheidung betrifft aber das gesetzliche Gebot der Rückstellung von Vermögen, das während der nationalsozialistischen Herrschaft entzogen wurde und nach 1945 für die österreichische Rechtsordnung zentrale Bedeutung hatte. Die Verpflichtung, entzogenes Vermögen zurückzustellen, fand sogar in Art 26 des Staatvertrages ihren Niederschlag. Zur Ordre-public-Widrigkeit wird noch Folgendes ausgeführt.
Ordre-public-Widrigkeit wegen Vernachlässigung von historischen Umständen und der Nichtbeachtung von Rückstellungsgesetzen
In seiner Entscheidung stimmt nämlich das Erstgericht dem Schiedsgericht ausdrücklich zu, dass der zwingend notwendige Kausalzusammenhang zwischen NS-Regime und dem Übergang des Bildes von Ferdinand Bloch-Bauer an Hermine Müller-Hofmann nicht gegeben sei. Es zitiert dabei ausdrücklich die Feststellungen des Schiedsgerichtes wonach das Bild „auf Veranlassung von Ferdinand Bloch-Bauer von Dr. Führer freiwillig und ohne Gegenleistung an Hermine Müller-Hofmann herausgegeben bzw. zurückgegeben worden ist.“ Dies sei auf Grund der privaten Beziehung zu Amalie Zuckerkandl geschehen. 
Nur eine verharmlosende Einschätzung der Ereignisse während des NS-Regimes, kann zu solchen Sachverhaltsfeststellungen führen. Die im Verfahren hervorgekommenen Ergebnisse sind nämlich in Verbindung mit dem Wissen über diese Zeit, also mit dem Geschichtswissen, zu bringen.

Um also beurteilen zu können, ob der Übergang des Gemäldes Amalie Zuckerkandl vom Eigentum von Ferdinand Bloch-Bauer in die Gewahrsame der Familie Müller-Hofmann durch den Einfluss des NS-Regimes geschehen ist, wird es darauf ankommen, wie man zu dieser Zeit steht. Dies wird davon abhängen, wie man den Umgang des NS-Regime mit den von ihm verfolgten Personen beurteilt. Diese Wahrnehmung hängt wieder davon ab, wie und in welcher Intensität man sich mit der Zeit des NS-Regimes in Österreich befasst hat.

Univ.-Prof. Dr. Georg Graf M.A. führt dazu in dem jüngst erschienenen Artikel in der Notariatszeitung 2007, NZ 2007, 65, zu Recht aus, dass das Tatbestandselement der Vermögensentziehung nach § 2 Abs 1 RStG  nicht geschichtsfrei beurteilt werden kann. Er bezeichnet in diesem Artikel den Versuch der Auslegung des KunstrückgabeG  samt  NichtigkeitsG unter Ausblendung der historischen Fakten als methodisch naiv.

Dies hat in der Folge zu einem falschen Ergebnis im Urteil der ersten Instanz geführt, indem der Begriff der Vermögensentziehung vom Erstgericht als eine vom Schiedsgericht getroffene,  unbekämpfbare Feststellung beurteilt wurde. Das mit einzubeziehende historische Wissen ist jedoch unter dem Begriff der unrichtigen rechtlichen Beurteilung zu subsumieren, das jedenfalls bekämpfbar sein muss. Wäre es anders, so müsste in der Verhandlung der Geschichtsunterricht, der die NS‑Zeit betrifft, durch Beweisanbote nachgeholt werden.

Unter Berücksichtigung der allgemein bekannten historischen Fakten,  wie das NS‑Regime Menschen verfolgt hat, kann nicht davon ausgegangen werden, „dass der für die Rückstellung zwingend notwendige Kausalzusammenhang zwischen NS-Regime und dem Übergang des Bildes von Ferdinand Bloch‑Bauer an Hermine Müller Hofmann nicht gegeben sei“.

Diese vom Schiedsgericht getroffene und vom Erstgericht bestätigte Feststellung stellt eine Verharmlosung dieser Zeit dar. Da dies auch nicht durch geschichtliche Fakten begründet wurde, handelt es sich hiebei offensichtlich um ein Vorurteil. Dass eine Verfügung, so sie denn von Ferdinand Bloch-Bauer veranlasst wurde, nur im Zusammenhang mit dem Anschluss erfolgt wäre, wurde oben bereits dargestellt. Dass der Verkauf des Bildes im Rahmen der Liquidierung des Gesamtvermögens Folge des Anschlusses ist, muss nicht näher dargelegt werden.
Wie Graf in der NZ 03/2007 richtig ausführt, stellt auch eine Schenkung eine Entziehung dar und es schließt auch eine Veräußerung an politisch verfolgte Personen oder an Bekannte des Veräußerers eine Entziehung nicht aus. Sollte Ferdinand Bloch-Bauer unabhängig von der Machtergreifung zur Schenkung des Bildes motiviert gewesen sein, so wäre nicht einzusehen, warum er dieses Motiv nicht vor dem 13.03.1938 umgesetzt hatte. Man muss, wie bereits ausgeführt, um zu diesem Ergebnis zu kommen, nur das historische Wissen über diese Zeit in den Sachverhalt mit einfließen lassen.

Dass es sich bei diesem historischen Wissen um Grundwerte der österreichischen Rechtsordnung handelt, spiegelt sich im Verbotsgesetz (VG) StGBl 1945/30 13 idF StGBl 1945/127 wider.  Nach diesem Gesetz ist auch eine Verharmlosung der menschenrechtswidrigen Gewaltmaßnahmen während der NS-Zeit strafbar. Der Gesetzgeber hat gerade dadurch, dass er das Gesetz in Verfassungsrang erhoben hat, die Wichtigkeit der richtigen historischen Sicht dieser Zeit hervorheben wollen. 
Dadurch aber, dass die historischen Umstände während des NS-Regimes generell und die bewiesenen Fakten des konkreten Falles in der Entscheidung des Schiedsgerichtes und in der Entscheidung des Erstgerichtes nicht berücksichtigt wurden, ist das angefochtene Urteil mit den Grundwerten der österreichischen Rechtsordnung nicht vereinbar.

Ordre-public-Widrigkeit wegen Missachtung der Beweislastverteilung
Die für den gegenständlichen Sachverhalt relevante gesetzliche Bestimmung für die Beurteilung der Vermögensentziehung ist der § 1 Z 2 KunstrückgabeG der auf das NichtigkeitsG verweist. Über das NichtigkeitsG  kommt sodann der § 2 Abs. 1 des 3. RStG zur Anwendung, der sodann regelt, wann eine Vermögensentziehung vorliegt.

Das Schiedsgericht verneint überhaupt die Anwendung des Rückstellungsgesetzes und bezieht sich lediglich auf das Nichtigkeitsgesetz! Das Schiedsgericht verneint das Vorliegen einer Entziehung deswegen, weil es unter Berufung auf den Wortlaut des NichtigkeitsG meint, eine Entziehung könne nur dann vorliegen, wenn auf Seiten des Erwerbers des Vermögens eine Entziehungsabsicht („um zu ... entziehen“) bestanden hatte, was bei einer Schenkung aber nicht der Fall sei. Wie Graf in der NZ 03/2007 richtig ausführt ist dieses Argument jedoch verfehlt, weil eine solche subjektive Entziehungsabsicht gerade nicht Teil des Entziehungsbegriffs war. Der Fehler des Schiedsgerichts liegt darin, dass es bloß vom Wortlaut des NichtigkeitsG ausgeht, dabei aber verkennt, dass sich die für die Anwendung des KunstrückgabeG maßgebliche Definition des Entziehungsbegriffs an anderer Stelle, nämlich in § 2 Abs 1 des 3. RStG befindet. Richtigerweise hätte das Schiedsgericht das Erfordernis einer subjektiven Entziehungsabsicht nicht aufstellen dürfen, sondern das Vorliegen einer Entziehung bejahen müssen.
Nach § 2 Abs. 1 des 3. RStG hat der frühere Eigentümer eines Vermögens nur zu beweisen, dass er politisch  durch den Nationalsozialismus verfolgt wurde, währenddessen der Erwerber dartun muss, dass die Vermögensübertragung auch unabhängig von der Machtergreifung des Nationalsozialismus erfolgt wäre. Es liegt also am Erwerber, sich freizubeweisen, womit eine Beweislastumkehr vorliegt. Wie Graf NZ 03/2007 richtig darlegt, hat sich der Gesetzgeber am typischen Geschehensablauf orientiert, wonach während der NS-Zeit durchgeführte Veräußerungen von politisch verfolgten Personen durch diese politische Verfolgung verursacht waren.

Tatsachen, die den Schluss zulassen, dass die Übergabe des Gemäldes von Ferdinand Bloch‑Bauer  auf die Familie Müller‑Hofmann auch erfolgt wäre, falls es nicht zur NS‑Machtergreifung in Österreich gekommen wäre, sind im Verfahren nicht hervorgekommen. Die diesbezüglichen Feststellungen des Schiedsgerichtes bewegen sich im Bereich der Phantasie, zumal alle bekannten Tatsachen dagegen sprechen.
Zur Feststellung, dass auf Veranlassung von Ferdinand Bloch-Bauer das Gemälde von Gustav Klimt von Dr. Führer freiwillig an Hermine Müller-Hoffmann herausgegeben wurde, gibt es keine Grundlage. Es gibt im Gegenteil nur Dokumente, die beweisen, dass Ferdinand Bloch-Bauer aus seinem Exil heraus verzweifelt versucht hat, seine Sammlung zu retten und Bilder in die Schweiz zu bekommen. (Kokoschkabrief und Brief der Alpenländischen Treuhand)
Stellt man sich den Geschehensablauf, wie ihn das Schiedsgericht ansieht, konkret vor, so müsste Dr. Führer das vom Finanzamt in Anwesenheit der Gestapo (!) gepfändete Bild widerrechtlich, um dem rassisch und politisch verfolgten Ferdinand Bloch-Bauer einen Gefallen zu tun, aus dem Palais in der Elisabethstraße entfernt haben, um es der Hermine Müller-Hoffmann zu übergeben. Es handelt sich hiebei nicht um irgendein Gemälde, sondern um ein Gemälde von Gustav Klimt, das im Jahr 1937 im Musée du Jeu de Paumes ausgestellt wurde. Ferner hatten alle Vermögensgegenstände den Zweck, die fiktive Steuerschuld Bloch-Bauers zu begleichen. Ferdinand Bloch-Bauer selbst hält in seinem Testament vom 08.10.1942 fest, dass ihm in ungerechter Weise in Wien eine Steuerstrafe von einer Million Mark vorgeschrieben und ihm sein gesamter Besitz in Wien beschlagnahmt und veräußert wurde (Testament von Ferdinand Bloch-Bauer vom 08.10.1942).

Somit erscheint es mehr als unglaubwürdig, dass der mit der Liquidierung beauftragte Dr. Führer ein Bild verschenkt. Die Feststellungen des Schiedsgerichtes und des Erstgerichtes über den Umstand, wie das Gemälde von Herrn Ferdinand Bloch-Bauer weggekommen ist, entbehren jeder Grundlage und stellen die Beweislastumkehr auf den Kopf.
Die gesetzliche Beweislastverteilung des § 2 Abs 1 3. RStG ist ein grundlegender Bestandteil der österreichischen Rückstellungsgesetzgebung, durch die gesichert werden soll, dass die während der NS-Zeit entzogenen Vermögenswerte an die früheren Eigentümer zurückgestellt werden. Ein Verstoß gegen diese ist mit den Grundwertungen der österreichischen Rechtsordnung unvereinbar, sodass auch aus diesem Grund das Urteil des Schiedsgerichtes aufzuheben ist.

Die klagenden Parteien stellen daher nachstehende Berufungsanträge:

Das Oberlandesgericht Wien möge

der Berufung der hier klagenden Parteien stattgeben und das angefochtene Urteil vom 28.02.2007 samt den Schiedsspruch vom 7. Mai 2006 des Schiedsgerichts bestehend aus Univ.-Prof. Dr. Peter Rummel, Vorsitzender, Univ.-Prof. Dr. Walter H. Rechberger, Schiedsrichter, und Rechtsanwalt Dr. Andreas Nödl, Schiedsrichter, in der Rechtssache der schiedsklagenden Parteien Majken Hofmann, Anna Lokratz, Maria Müller, Andreas Müller Hofmann und Lena Müller Hofmann (Klägergruppe Müller Hofmann) sowie Maria V. Altmann, Francis Gutmann, Trevor Mantle und George Bentley sowie DDr. Nelly Auersperg (Klägergruppe Altmann) gegen die schiedsbeklagte Republik Österreich hinsichtlich der verweigerten unentgeltlichen Rückgabe des Bildes „Amalie Zuckerkandl“ von Gustav Klimt aufheben,

in eventu das angefochtene Urteil vom 28.02.2007 aufheben und die Rechtsache an die erste Instanz zur neuerlichen Entscheidung zurückverweisen.

Wien am 02.04.2007






George Bentley










Trevor Mantle

An Kosten werden verzeichnet:
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